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BL, 
Zweck der Geſellſchaft. 
Die Unterzeichneten bilden vom 1. März 1865 unter 
der Firma 
„Erebil-Gelelllchaft Nerggrabowa⸗ 
eine Geſellſchaft zum Betriebe von Geld. 3 deren 


Hauptzweck dahin geht, den Geſellſchaftern die zur Förderung 
ihres Geſchäftsbetriebes erforderlichen Geldmittel zu beſchaffen. 


5 2. 
Dauer der Geſellſchaft. 
Die Dauer der Geſellſchaft iſt unbeſtimmt. 


. 
Geſchüfta- Umfang. 

Die Geſellſchaft ertheilt zunächſt ihren Mitgliedern, dann 
aber auch Anderen gegen Sicherſtellung Geldvorſchüſſe auf 
Wechſel; discontirt Wechſel und andere Forderungen, welche 
ihr cedirt werden, und nimmt Geld gegen Verzinſung an. 


§ 4. 
Betriebs- Fonds. 
| Der zu den Geſellſchaftszwecken nöthige Betriebsfonds 
wird beſchafft: 
1) durch Eintrittsgelder der Geſellſchafter, 
2) durch Einlagen derſelben, 
3) durch Anleihen, welche zur Deckung außerordentlicher 


Ausgaben aufgenommen werden. 
1 
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§ 5. 
Verwaltung und Geſchüftsführung. 
Die Geſellſchaft ordnet und beſorgt ihre Angelegen— 
heiten: 

1) durch Geſellſchaftsbeſchlüſſe, die in Generalverſamm— 
lungen gefaßt werden, ſowie durch einen Direktor als 
Geſchäftsführer, 

2) durch einen zweiten Geſchäftsführer, zugleich Stellver— 
treter des Direktors, denen ein Ausſchuß zur Seite 
ſteht und 

3) durch einen Kaſſirer. 


§ 6. 
Generalverſammlungen. 


Generalverſammlungen der Geſellſchaft finden regelmäßig 
halbjährig ſtatt und außerdem, nach Ermeſſen des Aus— 
ſchuſſes, ſowie wenn mindeſtens der zehnte Theil aller Ge— 
ſellſchafter darauf ſchriftlich anträgt. 

Die regelmäßigen Generalverſammlungen ſollen haupt— 
ſächlich dazu dienen, die Geſellſchafter in thunlichſt genauer 
Kenntniß der Geſellſchafts-Angelegenheiten und des Ver— 
laufs der Geſchäfte zu erhalten. 

Die Generalverſammlungen werden durch den Direktor 
berufen und müſſen, nebſt den zur Verhandlung kommenden 
Gegenſtänden, acht Tage vorher in der Pr. Litthauiſchen, 
in der Hartungſchen Zeitung und im Anzeiger zum Oletzkoer 
Kreisblatt einmal bekannt gemacht werden. Die General— 
Verſammlung iſt nur beſchlußfähig, wenn wenigſtens die 
Hälfte der Geſellſchafter erſchienen find. Eine Ausnahme 
findet ſtatt, wenn die Geſellſchafter nicht in beſchlußfähiger 
Anzahl erſchienen ſind und deshalb eine zweite General— 
Verſammlung über denſelben Gegenſtand berufen wird, in— 
dem in ſolchem Falle die Erſchienenen ohne Rückſicht auf 
ihre Anzahl zur endgültigen Abſtimmung ermächtigt ſind. 
Bei der zweiten Zuſammenberufung muß auf dieſe Beſtim— 
mung hingewieſen werden. 
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Die Abſtimmung in den Generalverſammlungen geſchieht 
mündlich durch Stimmenmehrheit. Eine Abſtimmung durch 
Vollmacht iſt geftattet, jedoch darf der Bevollmächtigte nicht 
mehr als zwei Geſellſchafter vertreten. 

Alle Geſellſchaͤftsbeſchlüſſe werden in ein Protokoll ge— 
faßt und von dem Direktor, ſowie von den Ausſchußmit— 
gliedern unterzeichnet. 

Beſchlüſſe in dieſer Form haben für alle Geſellſchafter 
Verbindlichkeit. 

§ 1. 
Geſchäfte des Direktors. 

Der Direktor und der Vertreter deſſelben werden in 
einer Generalverſammlung durch Geſellſchaftsbeſchluß auf 
3 Jahre gewählt. 

Der Direktor iſt Geſchäftsführer der Geſellſchaft und 
als ſolcher zunächſt befugt und verpflichtet, alle Handlungen 
vorzunehmen, welche der gewöhnliche Betrieb der Geſchäfte 
der Geſellſchaft mit ſich bringt. Bei Behinderung des Ge— 
ſchäftsführers gehen deſſen Rechte und Pflichten ohne Wei— 
teres auf den Vertreter deſſelben über. 

Bei Uebernahme von Rechtsverbindlichkeiten Seitens 
der Geſellſchaft, namentlich von Wechſelverbindlichkeiten, hat 
der Direktor und Kaſſirer zu zeichnen. Der Direktor iſt 
wegen der Geſchäftsführung der Geſellſchaft verantwortlich 
und an eine ihm ertheilte Inſtruktion, ſowie an die Be— 
ſchlüſſe des Ausſchuſſes und der Generalverſammlung ge— 
bunden. Derſelbe führt zunächſt die Aufſicht über das 
Kaſſenweſen und die Buchführung, ſowie über die Aufſtellung 
des Inventars und der Bilanz. Derſelbe bewilligt Zahluugs— 
und Rückzahlungsfriſten unter Genehmigung des Ausſchuſſes; 
führt die Correſpondenz der Geſellſchaft, beruft die General— 
Verſammlungen, ſowie die Ausſchuß-Sitzungen und leitet in 
denſelben die Verhandlungen. 


8 8. 
Geſchäfte des Naſſirers. 
Der Kaſſirer wird in einer Generalverſammlung und 
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zwar auf 3 Jahre gewählt. Derſelbe beſorgt das Kaſſen— 
weſen und die Buchführung, die Aufſtellung der Bilanz und 
des Inventars, ſowie, auf Grund deſſelben, die Berechnung 
des Gewinnes und Verluſtes und die desfallſige Abrechnung 
mit den einzelnen Geſellſchaftern, außerdem auch alle 
übrigen ihm obliegenden Geſchäfte nach einer ſpeziellen In— 
ſtruktion. Der Kaſſirer iſt bevollmächtigt, über Rückzahlung 
von Darlehnen auf einfache Handſchriften, über Wechſel— 
zahlungen, Bezahlung von Zinſen, ſowie über Summen, 
welche im Betrage unter 50 Thlr. verzinslich eingelegt 
werden, auf rechtsbeſtändige Weiſe zu quittiren. 

Die am Jahresſchluſſe vom Kaſſirer aufzuſtellende 
Rechnung hat zunächſt das Kuratorium, dann aber auch der 
Ausſchuß zu prüfen und zu moniren, worauf dieſelbe mit den 
Abnahmeverhandlungen der nächſten Generalverſammlung 
vorgelegt wird, welche über die Abnahme und Decharge 
Beſchluß faßt. Die Decharge ſelbſt wird ſodann von dem 
Direktor und Kuratorium im Auftrage der Generalver— 
ſammlung, ſchriftlich ausgefertigt. 


8 9 
Geſellſchafta-Ausſchuß. 
Der Geſellſchafts⸗Ausſchuß beſteht aus neun Geſell— 
ſchaftern, von welchen drei das Kaſſen-Kuratorium bilden, 
und wird in einer Generalverſammlung gewählt. Die Aus: 


ſchußmitglieder, werden auf drei Jahre gewählt, indem jedes 


Jahr ein Drittel derſelben ausſcheidet und durch eine Neu— 
wahl erſetzt wird. Die ausſcheidenden Ausſchußmitglieder 
können wieder gewählt werden, ſind aber nicht verpflichtet 
die Wahl anzunehmen, wenn ſeit der Zeit ihres Ausſcheidens 
aus dem Ausſchuſſe noch nicht drei Jahre verfloſſen ſind. 
Der erſte Kaſſen-Kurator wird auf 3 Jahre gewählt. 
Der Ausſchuß überwacht die laufenden Geſchäfte der Geſell— 
ſchaft und iſt für die Beobachtung des Statuts und für die 
Ausführung der in den Generalverſammlungen gefaßten Be— 
ſchlüſſe verantwortlich. Derſelbe beſchließt über alle An— 
träge auf Darlehne, ſowie über Anmeldungen zur Aufnahme 
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in die Geſellſchaft, jedoch im letzten Falle unter Vorbehalt 
der Genehmigung durch die Generalverſammlung. 

Der Direktor, deſſen Stellvertreter und der Kaſſirer 
haben Sitz und Stimme in den Verſammlungen des Aus— 
ſchuſſes und Letztere ſind beſchlußfähig bei einer Anweſenheit 
von mindeſtens fünf Stimmberechtigten. Die Verſammlung 
faßt ihre Beſchlüſſe durch Stimmenmehrheit. 

Die gefaßten Beſchlüſſe und ſonſtigen wichtigen Ver— 
handlungen des Ausſchuſſes werden zu Protokoll genommen, 
welches vom Direktor und drei Ausſchußmitgliedern, ſowie 
auch vom Protokollführer unterſchrieben werden muß. 


§ 10. 
Geſchäfte des Naſſen-Ruratoriums. 

Das Kaſſen-Kuratorium hat ſich fortwährend in genaue— 
ſter Kenntniß der Buchführung und des Kaſſenweſens zu er— 
halten und kann zu dieſem Zwecke jederzeit Vorlegung der 
Bücher, der Dokumente und des Kaſſenbeſtandes vom Kaſſirer 
verlangen. Mindeſtens einmal monatlich muß eine genaue 
Kontrole der Buchführung und des Kaſſenbeſtandes vorge— 
nommen werden. 

Der erſte Kaſſen⸗Kurator hat außerdem alle Poſten des 
Hauptbuches mit den Eintragungen in die Nebenbücher zu 
vergleichen und Abweichungen zu moniren, 


§ 11. 


Nemunerirte Beamte. 

Der Direktor, der Kaſſirer und der erſte Kaſſen-Kurator 
erhalten für ihre beſonderen Bemühungen im Intereſſe der 
Geſellſchaft eine jährliche Remuneration, deren Höhe durch 
Beſchluß der Generalverſammlung feſtgeſtellt wird. Dieſel— 
ben haben das Recht, am Jahresſchluſſe, nach vorangegan— 
gener dreimonatlicher Kündigung, ihre Funktionen aufzuge— 
ben und können derſelben, auf den Antrag des Ausſchuſſes, 
durch einen Beſchluß der Generalverſammlung enthoben 
werden, im Falle ſie ihren für die Geſellſchaft übernomme— 
nen Verpflichtungen nicht mehr mit der dem Intereſſe der 
Geſellſchaft entſprechenden Thätigkeit und Umſicht nachkommen. 


„ 
§ 12. 
Aufnahme in die Geſellſchaft. 

Es können nur ſelbſtſtändige, gänzlich unbeſcholtene und 
volljährige Perſonen der Geſellſchaft beitreten. 

Anmeldungen zur Aufnahme in die Geſellſchaft geſche— 
hen beim Ausſchuſſe, welcher über den Antrag durch Stim— 
menmehrheit, jedoch unter Vorbehalt der Genehmigung der 
nächſten Generalverſammlung, entſcheidet. In der Regel 
geſchieht die Anmeldung der ſämmtlichen neuen Geſellſchafter 
vor dem Handelsgerichte zu gleicher Zeit und zwar am 
Jahresſchluſſe, indeß bleibt es denſelben überlaſſen, fich ſchon 
früher und einzeln anzumelden. Bei der gerichtlichen An— 
meldung Behufs der Eintragung neuer Geſellſchafter in das 
Handelsregiſter wird die Geſellſchaft durch den Direktor ver— 
treten, welcher zu dieſem Zwecke die geſchehene Aufnahme 
des Geſellſchafters durch Vorlegung der von dieſem vollzo— 
genen Statuten nachweiſt. 

Nach der Aufnahme hat der neue Geſellſchafter die Sta— 
tuten zu unterſchreiben, und es iſt ihm ein Exemplar der— 
ſelben auszuhändigen. Hiermit erhält der neue Geſellſchafter 
alle Rechte und übernimmt alle Verpflichtungen welche die 
Statuten für die Geſellſchaft enthalten. 


§ 13. 
Nechte der Geſellſchafter. 
Die Geſellſchafter haben das Recht: 

1) an allen Geſellſchaftsbeſchlüſſen und Wahlen Theil zu 
nehmen, 

2) aus der Geſellſchaftskaſſe Darlehne in Anſpruch zu 
nehmen, fo weit der Nachſuchende die im $ 20 vorge— 
ſehene Sicherheit leiſtet, 

3) unter den im $ 21 feſtgeſetzten Bedingungen eine Di⸗ 
vidende vom Reingewinn zu beanſpruchen und dividen— 


denberechtigte Stammantheile an dem Geſellſchaftsver— 


mögen zu erwerben, 
4) zu jeder Zeit im Geſchäftslokale das eigene Konko 
(ſ. unten) einzuſehen und über den allgemeinen Ge— 
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ſchäftsbetrieb und den Gang der Geſchäftsangelegenheiten 
bei dem Direktor oder dem Kuratorium Erkundigung 
einzuziehen, die ihm nicht verweigert werden darf, auch 
ſich die Geſchäftsüberſicht am Schluſſe des letzten Monats 
vorlegen, oder Abſchrift derſelben ertheilen zu laſſen. 
Für jeden Geſellſchafter wird ein Konto über fein 
Guthaben (§ 16) und über ſeinen Antheil am Geſellſchafts— 
Vermögen ($ 18) geführt, in welchem nach abgenommener 
Jahresrechnung, auf Grund der Bilanz, der Antheil des 
Geſellſchafters am Gewinn zugeſchrieben oder ſein Verluſt— 
Antheil abgeſchrieben wird. 


§ 14. 
Pflichten der Geſellſchafter. 
Die Geſellſchafter ſind verpflichtet: 
1) bei ihrer Aufnahme ein Eintrittsgeld zu zahlen (§ 15), 
2) einen Beitrag in die Vereinskaſſe einzulegen (§ 16), 


3) die Wahl zum Ausſchußmitgliede anzunehmen ($ 9), 


4) das Statut, ſowie die übrigen Beſchlüſſe der Geſell— 
ſchaft zu halten und dem Intereſſe des Vereins auf 
keine Weiſe entgegen zu handeln; 

5) für die Verbindlichkeiten der Geſellſchaft zunächſt mit 
ihrem Guthaben an dem Geſellſchafsvermögen, außerdem 
aber überhaupt folidarifch zu haften. 


§ 15. 
Eintrittsgeld. 


Die Höhe des Eintrittsgeldes, welches von jedem der 
Geſellſchaft zutretenden neuen Mitgliede gezahlt werden muß, 


wird jedes Jahr, mit Rückſicht auf den Betrag des Reſer— 


vefonds und auf die Anzahl ſämmtlicher Geſellſchafter, durch 
die Generalverſammlung auf den Vorſchlag des Ausſchuſſes 
feſtgeſtellt. Die Eintrittsgelder fließen in den Reſervefonds. 
§ 16. 
Guthaben der Geſellſchafter. 
Die laufenden Beiträge der Geſellſchafter zu der Geſell— 
ſchaftskaſſe erfolgen ſogleich bei dem Eintritt in die Geſell— 
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ſchaft mit wenigſtens Fünf und zwanzig Thalern; 
höhere Beiträge können ohne Beſchränkung gezahlt werden. 

Sobald die gezahlten Beiträge den Betrag von Ein— 
hundert Thalern erreicht haben, bilden dieſelben einen 
Stammantheil an dem Geſellſchaftsvermögen und tritt dann 
erſt ein Dividendenantheil ein. 

Das Guthaben der Geſellſchafter an Dividenden und 
Stammantheilen hat in Bezug auf die Geſellſchafter den 
Charakter einer Schuldforderung; jedoch muß daſſelbe wenn 
das aktive Vermögen des Vereins zur Deckung ſämmtlicher 
Schulden nicht ausreicht, gegen die eigentlichen Geſellſchafts— 
Gläubiger zurückſtehen. 


§ 17. 
Neſervefonds. 

Zur Deckung etwaniger Verluſte wird ein Reſerve— 
Fonds gebildet, in welchen die Eintrittsgelder und ein Theil 
des Reingewinnes ($ 21) deſſen Betrag bei Abnahme der 
Jahresrechnung durch Beſchluß der Generalverſammlung be— 
ſtimmt wird, fließen. 

Das aus den Utenſilien der Geſellſchaft beſtehende In— 
ventar bildet gleichfalls einen Theil des Reſervefonds. 

Da der Reſervefonds dazu dient, die Geſellſchaft gegen 
perſönliche Verluſte ſicher zu ſtellen, ſo muß darauf Bedacht 
genommen werden, denſelben nicht nur nach Möglichkeit zu 
erhalten, ſondern auch im Verhältniſſe zu dem ſteigenden 
Geſchäftsumfange zu vermehren. Die Geſellſchafter haben 
deshalb in der Regel nicht eher einen Anſpruch auf Aus— 
zahlung eines Antheils an dem Reſervefonds, bis die Ge— 
ſellſchaft ſich auflöſt und alsdann nur diejenigen, welche zu 
jener Zeit der Geſellſchaft noch angehören ($ 25). Aus— 
nahmen hiervon treten ein bei den Erben verſtorbener 
Geſellſchafter. 

8 18. 
Geſellſchafts⸗Uermügen. 

Das Geſellſchafs-Vermögen beſteht in dem Guthaben 

der Geſellſchafter an Dividenden und Stammantheilen, ſo— 
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wie in dem Reſervefonds und dem Utenſillen-Inventar. Alljähr— 
lich wird nach Abnahme der Rechnung eine Vermögens— 
Ueberſicht nebſt Bilanz aufgeſtellt und zur Kenntniß ſämmt— 
licher Geſellſchafter gebracht. 


8 19. 
Einlagen. 

Für alle Geldſummen, welche als Einlagen gegen Ver— 
zinſung zur Geſellſchaftskaſſe gezahlt werden, haftet der 
Verein mit feinem Geſammtkredit (§ 14 No. 5). Die Höhe 
des Zinsfußes für Einlagen beſtimmt der Ausſchuß und jede 
Veränderung des Zinsfußes wird öffentlich bekannt gemacht. 

Einlagen bis zu 100 Rthlr. ſind auf Verlangen ſofort 
zurückzuzahlen, Einlagen von 100 bis 300 Rthlr. 8 Tage, 
Einlagen von 300 bis 1000 Rthlr. einen Monat und grö— 
ßere drei Monate vor der Rückzahlung zu kündigen. 

Von Einlagen, deren Rückzahlung innerhalb 14 Tagen 
verlangt wird, werden keine Zinſen gewährt, von Einlagen, 
welche bis zu 4 Wochen der Geſellſchaftskaſſe verbleiben, 
werden dieſelben Zinſen und für Einlagen, welche über dieſen 
Zeitraum der Geſellſchaftskaſſe verbleiben, die vollen Zinſen 
gezahlt. 

Die Geſellſchaft beobachtet bei allen Einlagen, die von 
ihr gekündigt werden, eine dreimonatliche Kündigungsfriſt. 
Die von der Geſellſchaft über Einlagen zu ertheilenden 
Schuldſcheine werden von dem Direktor, deſſen Stellver— 
treter und dem Kaſſirer vollzogen und bei Einlagen unter 
50 Thlr. in Form eines Sparkaſſenbuchs ertheilt. 


S au. 
Vorſchüſſe. 
Von Geſellſchaftern, welche Vorſchüſſe aus der Geſell— 
ſchaftskaſſe beanſpruchen, wird gefordert: | 
1) daß fie nicht nur das Eintrittsgeld, ſondern auch we— 
nigſtens die Hälfte ihrer dividendenberechtigten Einlagen 
bezahlt haben; 
2) daß ſie der Geſellſchaft keinen Schaden gebracht haben. 


Bau. en 


Beſchwerden über abgewieſene Vorſchußgeſuche gehören 
vor die Generalverſammlung. 

Soweit es der Kaſſenbeſtand geſtattet, können auch an 
Perſonen, die der Geſellſchaft nicht angehören, Vorſchüſſe 
gegen vollſtändige Sicherheit gegeben werden. | 

Die Vorſchüſſe werden nur auf 3 Monate gegen Prima: 
Wechſel, zahlbar auf einem Bankplatze, mit wenigſtens 
2 Unterſchriften, bewilligt. 

Die Wechſel werden mit ſechs pro Cent. auf das Jahr 
verzinſt. Außerdem wird eine Proviſton erhoben, deren Höhe 
der Ausſchuß feſtſtellt. Die Proviſion und die Zinſen wer— 
den bei Auszahlung des Vorſchuſſes in Abzug gebracht. 

§ 21. 
Geſchüfts⸗ Gewinn. 

Von dem Gewinne und Ueberſchuſſe, welcher ſich am 
Jahresſchluſſe herausſtellt, nachdem von den Zinſen auf Vor— 
ſchüſſe, Anlehen und Stammantheile der Geſellſchafter (§ 16), 
ſowie die Verwaltungsunkoſten gedeckt ſind, wird ein durch 
die Generalverſammlung, nach abgenommener Jahresrechnung, 
feſtzuſtellender Theil dem Reſervefonds hinzugerechnet und 
der Reſt dem Guthaben der Geſellſchafter als Dividende 
gutgeſchrieben oder ausgezahlt. Der Antheil jedes einzelnen 
Geſellſchafters an der Dividende wird nach der Geſammt— 
Summe der von ihm in dem Jahre vor dem letzten 9 5 
nungsjahre N Beiträge berechnet. 


8 22. 


Austritt und Ausſcheidung eines Geſellſchafters. 

Der Austritt aus der Geſellſchaft iſt jedem Geſell— 
ſchafter am Jahresſchluſſe nach vorangegangener ſechsmonat— 
licher Kündigung geſtattet. 

Durch den Tod, durch Eröffnung des Konkurſes über 
das Vermögen eines Geſellſchafters oder durch eingetretene 
rechtliche Unfähigkeit eines ſolchen zur ſelbſtſtändigen Ver— 
mögensverwaltung, hört die Mitgliedſchaft mit dem erſten 
Tage des folgenden Monats von ſelbſt auf. 
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Wenn mindeſtens drei Geſellſchafter auf Ausſchließung 
eines Geſellſchafters unter Anführung eines gewichtigen 
Grundes z. B. unmoraliſcher Lebenswandel, Verſchwendung 
u. dergl., antragen, ſo hat der Ausſchuß über den Antrag 
zu entſcheiden und die Ausſchließung erfolgt durch zwei 
Drittel der Stimmen. — Auch ohne einen ſolchen Antrag 
hat der Ausſchuß das Recht einen Geſellſchafter auszuſchließen, 
wenn dieſer die Erfüllung der ſtatutenmäßigen Verpflich— 
tungen oder der Geſellſchaftsbeſchlüſſe beharrlich verweigert, 
wegen Rückzahlung empfangener Vorſchüſſe gerichtlich be— 
langt werden muß, oder dem Intereſſe der Geſellſchaft ab— 
ſichtlich entgegenhandelt. Ein ſolcher Beſchluß bedarf der 
Zuſtimmung von 5 Ausſchußmitgliedern. 

Gegen den Beſchluß des Ausſchuſſes wegen Ausſchlie— 
ßung eines Geſellſchafters ſteht dieſem der Rekurs an die 
nächſte Generalverſammlung zu. 


8 23. 
Folgen des Austritta und der Ausſcheidung aus der 
Geſellſchaft. 


Ein ausgeſchiedener oder ein ausgeſchloſſener Geſell— 
ſchaͤfter erhält die von ihm eingezahlten Beiträge nebſt der 
ihm bis zum letzten Jahresſchluſſe bereits gutgeſchriebenen Divi— 
dende und ſeine Stammantheile an dem Geſellſchaftsvermögen 
zurück (§ 16). Einen Anſpruch auf einen Antheil an dem 
übrigen Geſellſchaftsvermögen namentlich an dem Reſerve— 
Fonds und dem Inventare (§ 17), ſowie an der Dividende 
des laufenden Jahres hat ein ſolcher Geſellſchafter nicht. 
Am Schluſſe des Rechnungsjahres wird mit ihm abgerechnet. 

Wenn ein Geſellſchafter ſtirbt, oder ſeine Ausſcheidung 
erfolgt, weil Konkurs über ſein Vermögen eröffnet, oder 
weil ein Privatgläubiger eines Geſellſchafters nach fruchtlos 
vollſtreckter Exekution in deſſen Privatvermögen die Exe— 
kution in das Guthaben des Geſellſchafters erwirkt ($ 22), 
ſo werden demſelben reſp. deſſen Erben oder Rechtsnachfolger 
nur die eingezahlten Beiträge nebſt gutgeſchriebener Divi— 
dende ausgezahlt. Die desfallſige Abrechnung und Auszah— 
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lung erfolgt binnen vier Wochen nach dem Todesfalle reſp. 
nach eröffnetem Konkurſe. 

Weitere Anſprüche an das Geſellſchaftsvermögen ſtehen 
den ausgeſchiedenen oder ausgeſchloſſenen Geſellſchaftern, ſo 
wie den Erben verſtorbener Geſellſchafter überall nicht zu, 
jedoch haben ſie das Recht, zu verlangen, daß ſie binnen 
Jahresfriſt von der während ihrer Mitgliederſchaft einge— 
gangenen Mitverhaftung gegen die Geſellſchaftsgläubiger 
befreit werden. Dieſem Verlangen kann ſich die Geſellſchaft, 
falls etwa der Stand des Geſellſchaftsvermögens ein un— 
günſtiger ſein ſollte, nur durch die Auflöſung entziehen. 
In einem ſolchen Falle muß der ausgeſchiedene oder aus— 
geſchloſſene Geſellſchafter ſowie der Erbe des geſtorbenen, 
bis zur Zeit feines Austritts reſp. des Todes ſeines Erb— 
laſſers, für die von der Geſellſchaft eingegangenen Verpflich— 
tungen, ſoweit dazu das Geſellſchaftsvermögen nicht ausreicht, 
antheilig noch mit aufkommen. 

Eine Einmiſchung in die Geſellſchaftsangelegenheiten ſteht 
jedoch dem ausſcheidenden oder ausgeſchloſſenen Geſellſchafter 
ſowie den Erben eines verſtorbenen Geſellſchafters nicht zu. 

Die Solidarſchaft der ausgeſchiedenen Mitglieder er— 
liſcht innerhalb Jahresfriſt nach deren Ausſcheiden, falls die 
Vereinsgläubiger die ausgeſchiedenen Mitglieder in dieſer 
Zeit nicht rechtlich belangen und iſt es Sache der Gläubiger, 
vom Austritte einzelner Mitglieder bei dem Vereinsvorſtande 
ſich Kenntniß zu verſchaffen. 

Bei der gerichtlichen Anmeldung des Ausſcheidens oder 
der Ausſchließung eines Geſellſchafters Behufs Eintragung 
in das Handelsregiſter, vertritt der Direktor die Geſellſchaft 
und hat durch Vorlegung der Verhandlungen über die Aus— 
ſchließung die ſtatutenmäßige Mitwirkung der Geſellſchafter 
nachzuweiſen. 

§ 24. 
Auflöſung der Geſellſchaft. 

Zu einem Beſchluſſe über die Auflöſung der Geſellſchaft 
iſt erforderlich, daß zwei Drittel ſämmtlicher Geſellſchafter 
ſich dafür ausſprechen. 
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Durch das freiwillige Ausſcheiden und die Ausſchließung 
aus dem Vereine durch den Tod eines Geſellſchafters, durch 
die Konkurseröffnung über das Vermögen eines Geſell— 
ſchafters, durch die Exekution in das Guthaben eines ſolchen, 
ſowie durch den Eintritt der Unfähigkeit eines Geſellſchafters 
zur ſelbſtſtändigen Vermögensverwaltung wird die Geſell— 
ſchaft nicht aufgelöſt, vielmehr endigt dieſelbe nur in Be— 
ziehung auf den betreffenden Geſellſchafter, welcher von dem 
Geſellſchaftsvermögen abgefunden wird ($ 23) und beſteht 
im Uebrigen mit allen ihren bisherigen Rechten und Ver— 
bindlichkeiten fort. 


5 2 
Tiguidations - Verfahren. 


Nach beſchloſſener Auflöſung der Geſellſchaft, außen 
vom Falle des Konkurſes, werden in einer Generalverſamm— 
lung durch Geſellſchaftsbeſchluß 1 oder 2 Liquidatoren er 
nannt, die nicht nothwendig der Geſellſchaft anzugehören 
brauchen. Die Liquidatoren haben die laufenden Geſchäfte 
zu beendigen, die Verpflichtungen der aufgehörten Geſellſchaft 
zu erfüllen, die Forderungen derſelben einzuziehen und das 
Vermögen der Geſellſchaft zu verſilbern; ſie haben die Ge— 
ſellſchaft gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten und 
dürfen, zur Beendigung ſchwebender Geſchäfte, auch neue 
Geſchäfte eingehen. 

Durch die Liquidatoren ſind die Geſellſchafter ſchließlich 
auseinander zu ſetzen und jene haben dabei Folgendes zu 
beobachten: 


Die Verbindlichkeiten der Geſellſchaft ſind zunächſt durch 
die Forderungen derſelben zu decken, und wenn dieſe dazu nicht 
ausreichen ſollten, ſo iſt der Ausfall aus dem Reſervefonds 
zu beſtreiten. Genügt dieſer dazu nicht, ſo muß auf das 
Guthaben der Geſellſchafter gegriffen werden, ($ 14) und 
zwar in der Art, daß die zu deckende Summe nach Procenten 
auf das Guthaben der einzelnen Geſellſchafter repartirt und 
in Abſatz gebracht, nöthigenfalls aber auch das ganze Gut— 
haben aller Geſellſchafter verwandt wird. 
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Sollten felbft nach Aufopferung des Reſervefonds und 
des geſammten Guthabens noch Geſellſchaftsſchulden übrig 
bleiben, ſo würden für dieſe die Geſellſchafter ſolidariſch und 
im Wege des Regreſſes nach Köpfen zu haften haben. 

Wenn dagegen bei Auflöſung der Geſellſchaft die Aktiva 
die Paſſiva überſteigen, ſo erhalten die Geſellſchafter ihr 
Guthaben ausgezahlt und theilen den Reſervefonds ſowie das 
gi e nach Verhältniß ihres Guthabens. 


5 9 26. | 
Abänderung der Statuten. | | 
Anträge der Gefellichafter auf Abänderung der Statuten 
müſſen wenigſtens acht Tage vor einer Generalverſammlung 
von mindeſtens zehn Geſellſchaftern unterzeichnet, dem Di- 
rektor überreicht und von dieſem dem Ausſchuſſe mitgetheilt 
und der nächſten Generalverſammlung vorgelegt werden. 
Der Ausſchuß hat das Recht, Abänderungen der Sta⸗ 
tuten durch den Direktor ohne Weiteres der Generalver⸗ 
ſammlung in Vorſchlag zu bringen. 5 
Zu einer Abänderung der Statuten iſt die Zuſtimmung 
von zwei Drittel der in einer beſchlußfähigen Generalver⸗ 
fummtung, erſchienenen Geſellſchafter erforderlich. 


§ 27. 
Ausſthluß prozeſſualiſcher Weiterung. 

Sollte unter den Geſellſchaftern über den Inhalt oder 
die Abſicht dieſer Statuten oder der Geſellſchaftsbeſchlüſſe 
Streit entſtehen, ſo wird ſolcher in allen Fällen in einer 
Generalverſammlung durch Geſellſchaftsbeſchluß entſchieden 
und es ſteht hiergegen keinem Geſellſchafter irgend eine Wei⸗ 
terung oder Einwendung zu, namentlich nicht eine Berufung 
auf den Rechtsweg, indem jede gerichtliche Einmiſchung und 
prozeſſualiſche Erörterung ausgeſchloſſen bleibt. | 


Marggrabowa, den 4. Februar 1865. 
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